
 

Mit einer Handreichung hat 
Sachsen-Anhalts Kultusmi-
nister Stephan Dorgerloh 

(SPD) zu Wochenbeginn die Schulen 
des Landes verpflichtet, Bundeswehr 
und Friedensinitiativen gleichberech-
tigt zu Wort kommen zu lassen. Was 
die Linke freut und die Grünen schwei-
gen lässt, treibt Christdemokraten auf 
Landes- und Bundesebene auf die 
Barrikaden. Der Minister müsse den 
im Schulverwaltungsblatt verkündeten 
Erlass zurücknehmen, fordern sie.

So wettert Sachsen-Anhalts CDU-
Fraktionschef André Schröder in einer 
am Dienstag abend veröffentlichen 
Mitteilung, unter »dem Vorwand der 
Meinungsvielfalt« würden »die beson-
dere Bedeutung der Bundeswehr für 
die Gesellschaft und ihr Friedensauf-
trag« negiert. Gebe man Pazifisten Ge-
legenheit, gegen die Haltung des Mili-
tärs zu argumentieren, schaffe dies »ei-
nen künstlichen Gegensatz zwischen 
Friedensarbeit und der Tätigkeit der 
Parlamentsarmee«. Dorgerloh solle 
seinen Vorstoß nun per Erklärung be-
gründen, verlangt Schröder. »Dass an 
Sachsen-Anhalts Schulen neue Grund-
sätze für den Umgang mit Jugendoffi-
zieren notwendig werden, ist meiner 
Fraktion völlig neu.«

Bewerten wollte Schröder die der-
zeitige Umsetzung des »Friedensauf-
trags« des Heeres am Mittwoch im Ge-
spräch mit jW nicht. »Die Bundeswehr 
wird demokratisch vom Parlament 
beauftragt«, betonte er. Sie habe eine 
»besondere Stellung«, »weil sie unsere 
Freiheit schützt«. Er sei nicht dagegen, 
dass Schulen Pazifisten einladen. Aber 
der Zwang, das eine mit dem ande-
ren zu verbinden, erschwere die Ar-
beit der Jugendoffiziere. »Da schwingt 
mit, dass Soldaten grundsätzlich für 
Krieg sind, das ist nicht hinnehmbar«, 
so Schröder. Zudem beklagte er, der 
SPD-Minister habe im Alleingang ge-

handelt, ohne die CDU als Koalitions-
partner zu informieren.

Schröders Unmut hat auch seine 
Parteikollegen im Bundestag aufgerüt-
telt. Der CDU-Abgeordnete Christoph 
Bergner schimpfte gegenüber der Mit-
teldeutschen Zeitung (Mittwochausga-
be), Dorgerloh ignoriere so etwa »die 
gute Zusammenarbeit zwischen Streit-
kräften und zivilen Organisationen« 
beim Hochwasser 2013. »Ich kann nur 
hoffen, dass er innerhalb seiner eige-
nen Partei dafür zur Brust genommen 
wird«, appellierte er an die SPD.

Die Landesvorsitzende der Linken 
in Sachsen-Anhalt, Birke Bull, sicher-
te Dorgerloh indes die »ausdrückli-
che Unterstützung« ihrer Fraktion zu. 
Die Initiative ziele auf »eine offene 
demokratische Debatte zu Fragen 

der weltweiten Friedens- und Sicher-
heitspolitik«, lobte Bull. Dies sei ein 
Schritt in die richtige Richtung. Schü-
ler hätten ein Recht auf kontroverse 
Diskussionen über ein so wichtiges 
Thema. Außerdem folge der Minister 
mit seinem Vorstoß dem »Beutelsba-
cher Konsens«. Diesen deklariert die 
Bundeszentrale für politische Bildung 
als ihren »Leitgedanken«. Danach ist 
es »nicht erlaubt, Schüler (…) im Sin-
ne erwünschter Meinungen zu über-
rumpeln und damit an der Gewinnung 
eines selbständigen Urteils zu hin-
dern«. Die bisher gängige Praxis aber 
überschreite die Grenze zwischen po-
litischer Bildung und Indoktrination. 
Letztere sei »unvereinbar mit der Rolle 
des Lehrers in einer demokratischen 
Gesellschaft«.

Bisher nutzten zahlreiche Schulen 
in Sachsen-Anhalt das nahe Gefechts-
übungszentrum (GÜZ) Heer in der 
Altmark für »praktischen Unterricht« 
zwischen Panzern, Lasersimulations-
waffen und Feldküche. Auch Schul-
stunden mit Jugendoffizieren waren 
keine Seltenheit. Fortan ist das nur 
möglich, wenn »gleichzeitig oder zeit-
nah« Friedensinitiativen ihre Position 
darstellen dürfen. »Wir orientieren 
uns dabei an den Regeln, die für Be-
suche von Politikern gelten«, so das 
Ministerium. Meinungsvielfalt müsse 
gefördert werden. »Truppenbesuche 
dürfen keinen erlebnispädagogischen 
Eventcharakter haben.« Ferner unter-
sagt die Handreichung »jede direkte 
und indirekte Berufswerbung für die 
Bundeswehr während der Schulzeit«.

Heute auf dem Lehrplan: Töten? Jugendoffiziere in der Schule, hier am 27. Mai im Gymnasium am Romäusring in  
Villingen-Schwenningen (Baden-Württemberg) 
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Schloss Elmau im Wettersteinge-
birge soll am 7. und 8. Juni 2015 
zur uneinnehmbaren Festung 

werden: Der Veranstaltungsort des 
G-7-Gipfels im kommenden Jahr ist so 
abgelegen und das angekündigte Poli-
zeiaufgebot mit rund 15.000 Beamten 
so groß, dass Bayerns Innenminister 
Joachim Herrmann (CSU) durchaus 

Schadenfreude unterstellt werden 
musste, als er am 26. November im 
Innenausschuss des Landtags erklärte: 
»Alle friedlichen Demonstranten sind 
herzlich willkommen.« Das Protest-
bündnis »Stop G7 Elmau« lädt derweil 
für das kommende Wochenende am 13. 
und 14. Dezember zu einer Aktions-
konferenz in München ein.

Das als G-7-Gipfel bekannte Tref-
fen der sieben Staatsoberhäupter der 
mächtigsten Industrienationen ohne 
Russland hat zuletzt 1992 in Bayern 
stattgefunden – damals noch in der 
Landeshauptstadt. Für den »Münchner 
Kessel« und die Misshandlung zahlrei-
cher Demonstranten bekam die Poli-
zei eine schlechte Presse, der damalige 
Ministerpräsident Max Streibl (CSU) 
setzte aber noch eins drauf, indem er 
befand »Wenn einer glaubt, sich mit 
Bayern anlegen zu müssen, dann muss 
er wissen, dass hartes Hinlangen bay-
erische Art ist.« Als »abartig« hatten 
dagegen Passanten den laufenden Po-
lizeieinsatz vor Fernsehteams bezeich-
net.

Abgelegenheit gilt auch wegen sol-
cher Erfahrungen als wichtiges Krite-
rium für die Auswahl der Tagungsor-

te für G-7-Gipfel. Schloss Elmau im 
oberbayerischen Landkreis Garmisch-
Partenkirchen wurde während des Er-
sten Weltkriegs erbaut. Rund um das 
heutige Hotel, das im Normalbetrieb 
Wellness- und Yogakurse anbietet, soll 
es während des Gipfels eine innere und 
eine äußere Sicherheitszone geben – 
aus Naturschutzgründen aber keinen 
verankerten Zaun wie beim Gipfeltref-
fen 2007 in Heiligendamm, sondern 
flexible, transportfähige »Bauzäune«, 
die auch in den Wäldern funktionieren 
müssen. Bayerns Innenminister Herr-
mann hält das Demonstrationsrecht der 
G-7-Gegner für gewährleistet; es en-
det aber voraussichtlich 200 Meter vor 
dem Schloss.

Auch Protestcamps will Herrmann 
nach Möglichkeit verhindern – 2007 
hätten sich in solchen »äußerst gewalt-
bereite Gruppierungen« formiert. Nach 
Angaben linker Gruppen wurden Bau-
ern in der Umgebung dazu angehalten, 
ihre Grundstücke nicht als Zeltplätze 
zur Verfügung zu stellen. Schon jetzt 
sind mehrere Dauerkundgebungen 
in den nächstgelegenen Ortschaften 
Klais, Mittenwald und Garmisch-Par-
tenkirchen angemeldet. Dem Verneh-

men nach wird der Schienenverkehr 
zwischen Mittenwald und Garmisch-
Partenkirchen zu diesem Zeitpunkt 
ausgesetzt sein, während ein Stern-
marsch die Protestierenden so nah wie 
möglich ans Schlosshotel führen soll.

Erstmals nach 17 Jahren trifft sich 
die »Gruppe der Sieben« dort wieder 
als solche, denn im Zuge der Ukraine-
Krise beschlossen die Staats- und Re-
gierungschefs von Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, Italien, Japan 
und Kanada gemeinsam mit US-Präsi-
dent Barack Obama im März, dass der 
Russe vorerst draußen bleiben muss. 
1998 war das Gremium der mächtigen 
Industrienationen durch die Aufnahme 
Russlands, damals vertreten durch Bo-
ris Jelzin, zur »G8« angewachsen.

Der Protestaufruf zahlreicher Grup-
pen, Partei- und Gewerkschaftsglie-
derungen gegen das bevorstehende 
G-7-Treffen auf Schloss Elmau rich-
tet sich gegen die Kriege der NATO-
Staaten, den Ausbau des Überwa-
chungsstaates und die Ausbeutung von 
Mensch und Natur sowie die Freihan-
delsabkommen TTIP und CETA.

� Claudia Wangerin
n Protestbündnis: stop-g7-elmau.info

Die Lehre aus dem »Münchner Kessel«
Machtpoker statt Yoga: G-7-Staatschefs treffen sich im Juni im Alpenschlosshotel Elmau
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Fraktionsmitarbeiter 
unter Verdacht 
Erfurt. Die Staatsanwaltschaft 
Erfurt hat im Fall der mutmaß-
lichen Abhöraktion gegen die 
Thüringer CDU-Fraktion einen 
Verdächtigen aufgespürt. »Wir 
ermitteln gegen einen früheren 
Mitarbeiter aus dem Umfeld 
von Fraktionschef Mike Moh
ring«, sagte eine Sprecherin der 
Behörde am Mittwoch. Beamte 
des Landeskriminalamtes 
(LKA) hätten seine Wohnung 
durchsucht. Nähere Angaben 
machte sie nicht. Die CDU hatte 
am Wochenende Anzeige gegen 
Unbekannt erstattet, nachdem 
vertrauliche Informationen aus 
einer Sitzung an die Öffentlich-
keit gelangten. Diverse Medien 
hatten zuvor von Überlegungen 
Mohrings berichtet, bei der 
Ministerpräsidentenwahl ge-
meinsam mit der AfD einen ei-
genen Kandidaten gegen Bodo 
Ramelow (Linke) ins Rennen 
zu schicken. � (dpa/jW)

Ausbeutung in der 
Fleischbranche
Hamburg. In der deutschen 
Fleischbranche werden einem 
Zeitungsbericht zufolge Zehntau-
sende Mitarbeiter aus Osteuropa 
ausgebeutet. Schätzungen gingen 
von mindestens 40.000 Be-
schäftigten aus osteuropäischen 
Ländern aus, die lediglich über 
Werkverträge verfügten, berich-
tete Die Zeit am Mittwoch vorab 
aus ihrer neuen Ausgabe. Beim 
Schlachten und Zerlegen über-
nähmen sie bereits 80 Prozent 
der Arbeit. Ihre Lebensbedin-
gungen seien »erbärmlich«. Laut 
Zeit wohnen die Arbeiter zum 
Teil in umgebauten Ställen und 
Geschäftsräumen und müssen 
dafür hohe Mieten zahlen. Oft 
schliefen mehrere Menschen in 
einem Zimmer, manchmal müs-
sten sie sich ein Bett teilen und in 
Schichten schlafen. Auch werde 
oft länger gearbeitet als gesetz-
lich erlaubt, und Pausen würden 
nicht eingehalten.� (AFP/jW)

Christlich-militärische Union
Sachsen-Anhalt: SPD-Minister verfügt Gleichberechtigung von Bundeswehr und 
Pazifisten an Schulen. CDU in Land und Bund ist aufgebracht. Von Susan Bonath

Zitat des Tages

Das wäre uns ja nicht 
im total besoffenen 

Zustand eingefallen.

Unionsfraktionschef Volker 

Kauder am Mittwoch auf dem 

Bundesparteitag der CDU zur 

Unmöglichkeit, mit der Links-

partei zu kooperieren.

          kŎmpEtEnt, lEidEnschAft-
lich, unAbhängig sEit 1986 — punk 
hArdcŎrE undErgrŎund und 
sŎziŎpŎlitischE thEmEn —JEtzt grAtis 
prŎbEExEmplAr AnfŎrdErn bEi: 
dŎlf@trust-zinE.dE — cŎdE: JuW14 — 
WWW.trust-zinE.dE
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n Zum Internationalen Tag der 

Menschenrechte und der Veröf-

fentlichung des CIA-Berichts in 

den USA erklärte am Mittwoch die 

Europaabgeordnete Sabine Lösing 

(Die Linke), Mitglied im Auswärtigen 

Ausschuss und im Ausschuss für Si-

cherheit und Verteidigung:

Systematischer Schlafentzug, Schläge, 
Überdehnen von Körperteilen, Ein-
sperren auf kleinstem Raum, simu-
liertes mehrmaliges Ertränken – das 
sogenannte Waterboarding –, Andro-
hung sexueller Foltern, unter anderem 
mit Besenstielen und Elektrobohrern. 
30 Jahre nach der Ratifizierung der 
Antifolterkonvention der Vereinten 
Nationen legt der Bericht über die 
Misshandlung und Bedrohung von Ge-
fangenen durch den amerikanischen 
Geheimdienst einen Katalog der Grau-
samkeiten offen, bei dem die Vasallen 
amerikanisch-deutscher Freundschaft 
von der transatlantischen Brücke sprin-
gen müssten, hätten sie dazu das Rück-
grat.

Die Vereinigten Staaten von Ame-
rika gewinnen den Preis der größten 
Heuchler. Mit ihrem jährlichen Be-
richt über Menschenrechte verurteilen 
sie Länder, in denen Menschenrechte 
nichts gelten, und verheimlichen dabei 

systematisch, was in amerikanischen 
Gefängnissen geschieht. Leider sind 
die USA dabei in »guter« Gesellschaft: 
Weltweit sind Menschenrechte überall 
da wertlos, wo Freiheit als Privileg für 
die herrschende Klasse, nicht aber für 
alle Menschen gilt.

Auch in der Bundesrepublik werden 
Menschenrechte von der Bundesregie-
rung instrumentalisiert und dienen als 
Rechtfertigung für militärische oder 
politische Interventionen, wie das 
Beispiel Frauenrechte in Afghanistan 
zeigt. In jedem Krieg werden Men-
schenrechte jedoch umfassend ver-
letzt – nicht zuletzt auch das Recht 
auf Leben. Die Linke ist die einzi-
ge Partei, die sich konsequent gegen 
Auslandseinsätze der Bundeswehr ein-
setzt.

 
n Bernd Riexinger, Kovorsitzender 

der Partei Die Linke, erklärte am 

Mittwoch zum CDU-Parteitag:

Gähnende Langeweile muss nicht 
schlimm sein; sie bietet Zeit zum 
Abschalten und Ausruhen. Das ist er-
laubt. Nicht erlaubt sind Abschalten 
und Ausruhen, wenn man die stärk-
ste politische Kraft im Lande ist, die 
Regierungsverantwortung innehat und 
die Kanzlerin stellt.

Die CDU und Kanzlerin Merkel ha-
ben auf ihrem Kölner Parteitag ein 
friedliches Parteihappening veranstal-
tet, das sämtliche Probleme des Lan-
des, des Kontinents und der Welt igno-
riert. Das Bild, das die CDU von ihrer 
Wirklichkeit gezeichnet hat, stimmt an 
keinem Punkt mit der Realität überein. 
Wo war die Auseinandersetzung mit is-
lamfeindlichen Demonstrationen? Wo 
war die Diskussion um die Flüchtlings-
politik? Wo waren politische Konzep-
te, an denen man sich hätte reiben kön-
nen? Wo waren der Ukraine-Konflikt, 
der IS-Terror, die Wirtschaftskrise, der 
drohende Abschwung? Nichts – außer 
Harmonie.

Kanzlerin Merkel und ihre CDU 
verwalten das Land nur noch, und 
das mit einer Ideenlosigkeit, die al-
les lähmt. In der realen Welt gibt es 
Probleme, die gelöst werden müssen, 
über die gesprochen und gestritten 
werden muss. Für Selbstzufriedenheit 
à la CDU ist kein Platz. Die Linke 
fordert Aktivitäten ein – diese kann 
man dann gut oder schlecht finden, 
diskutieren und um Lösungen strei-
ten. Von der CDU aber ist zu den 
zentralen Herausforderungen unserer 
Zeit außer einem »Weiter so« nichts 
zu erwarten.

n Abgeschrieben

Sie wurden vor einem Jahr 
für die »Socialist Alterna­
tive« in den neunköpfigen 

Stadtrat von Seattle gewählt. Wie 
kann man in einer US-amerikani­
schen Großstadt Fortschritte für 
die »kleinen Leute« erzielen?

Die »Socialist Alternative« hat 2013 
eine mutige Wahlkampagne im Interes-
se dieser »kleinen Leute« geführt und 
damit deren Wunsch nach einer Alter-
native zu den Parteien der Demokraten 
und Republikaner zum Ausdruck ge-
bracht. Wir haben auch einen Mindest-
lohn von 15 US-Dollar pro Stunde und 
die Einführung einer Millionärssteuer 
gefordert.

Nach der Wahl haben die »Socia-
list Alternative« und ich die »15Now«-
Kampagne gestartet. Sie hat Aktive aus 
Gewerkschaften, Bürgerinitiativen und 
Bündnissen für soziale Gerechtigkeit 
zusammengebracht. Binnen weniger 
Monate hat es diese Kampagne im 
Schulterschluss mit der Arbeiterbewe-
gung geschafft, Druck auf die Groß-
unternehmen und das Establishment 
auszuüben und besagten Mindestlohn 
durchzusetzen. Der wurde vom Bürger-
meister und den Bossen mit Sicherheit 
keineswegs aus Großzügigkeit gewährt, 
wie es bürgerliche Medien glauben ma-
chen wollten. Im Gegenteil: Ohne den 
Druck unserer täglich stärker werden-
den Bewegung hätten die Herrschenden 
diesen Schritt auf keinen Fall getan.

Wie haben die »Socialist Alterna­
tive« und Sie Ihre Position im 
Stadtrat noch genutzt?

Gemeinsam mit indigenen Aktivisten 
haben wir im Stadtrat durchgesetzt, 
dass der »Columbus Day« – ein Tag, 
an dem die Kolonialisierung und das 
Töten indigener Völker gefeiert wer-
den – durch einen »Tag der indigenen 

Völker« ersetzt wird. Auf die brutale 
Gewalt der israelischen Regierung ge-
gen die Palästinenser in Gaza haben 
wir mit einer Erklärung reagiert, die 
große Beachtung gefunden hat.

In der Debatte zum Haushaltsent-
wurf, der massiv die Reichen und die 
Unternehmen begünstigt und Proble-
me wie steigende Mieten ignoriert, 
haben wir einige Änderungen durch-
setzen können. Zum Beispiel gibt es 
jetzt mehr Mittel für die Unterbringung 
obdachloser Frauen und – zum ersten 
Mal in Seattle! – eine medizinische Be-
treuung von Obdachlosen, die in Zelten 
untergebracht sind.

Durch die Mobilisierung von Aktivi-
stinnen und Aktivisten haben wir einen 
solchen Druck auf den Stadtrat ausge-
übt, dass er alle unsere Änderungsan-
träge einstimmig annahm. In der End
abstimmung haben wir dem Gesamt-
haushalt jedoch nicht zugestimmt.

Viele US-Amerikaner machen sich 
Gedanken über Alternativen zum 
bisherigen Zweiparteiensystem. 
Wie sind die Aussichten für den 
Aufbau einer neuen linken Par­
tei? Oder wird es künftig mehr 

unabhängige linke Kandidaturen 
geben? 

Zweifellos gibt es heute mehr Mög-
lichkeiten für linke Kandidaten in den 
USA. Angesichts des Verrufs, in den 
Republikaner und Demokraten geraten 
sind, stellt sich auch die Frage nach ei-
ner politischen Massenorganisation für 
die Arbeiterklasse. Beide Parteien sind 
unfähig und denken nicht daran, die 
wachsende Armut, die Diskriminierung 
von Menschen schwarzer Hautfarbe, 
den Klimawandel und die Unterdrüc-
kung von Migranten anzugehen. Über 
60 Prozent der US-Bürger sind vom 
Zweiparteiensystem abgestoßen, und 
der US-Kongress ist unbeliebt wie noch 
nie zuvor.

Bei den kürzlich abgehaltenen 
Zwischenwahlen haben die Repu­
blikaner deutlich zugelegt. Mar­
schieren die USA nach rechts?

Die Gewinne der Republikaner bele-
gen, dass sich die meisten einfachen 
Menschen von den Demokraten betro-
gen fühlen, insbesondere von Präsi-
dent Barack Obama. All die Verspre-
chungen, die er und seine Parteispitze 
gemacht hatten, um Stimmen zu ge-
winnen, sind systematisch gebrochen 
worden. Bei diesen Zwischenwahlen 
gab es übrigens die niedrigste Wahlbe-
teiligung seit 1942.

Zugleich konnten die Bürger in ei-
nigen Bundesstaaten aber über höhere 
Mindestlöhne, die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall und die Freigabe von 
Marihuana abstimmen. Die Ergebnis-
se zeigen die politische Richtung an: 
Die US-Bevölkerung ist deutlich weiter 
links eingestellt als die beiden Partei-
en des Großkapitals, die Menschen su-
chen nach einer Alternative. Von einem 
Rechtsruck sind wir weit entfernt.
� Interview: Lucy Redler

»Mehr Möglichkeiten für linke 
Kandidaten in den USA«

Der Konflikt um die »Ta-
rifeinheit« geht in die 
entscheidende Phase. Nach 

mehrfachen Verzögerungen soll das 
Kabinett am heutigen Donnerstag 
einen Gesetzentwurf beschließen, 
der sogenannten Minderheitsge-
werkschaften de facto ihre Aktions- 
und damit Existenzmöglichkeiten 
nimmt. Dies ist nicht nur die aktuell 
wichtigste politische Auseinan-
dersetzung zwischen Kapital und 
Arbeit. Sie wird auch für den Deut-
schen Gewerkschaftsbund (DGB) 
immer mehr zur Zerreißprobe.

So heftig hat es im DGB wohl 
seit Jahrzehnten nicht mehr ge-
kracht. Die Gewerkschaften  
ver.di, NGG und GEW initiierten 
eine Unterschriftenaktion gegen 
das Tarifeinheitsgesetz. »Das hat’s 
noch nie gegeben, dass wir im 
DGB gegeneinander Unterschriften 
gesammelt haben«, schimpfte der 
Vorsitzende der Industriegewerk-
schaft Bergbau, Chemie, Energie 
(IG BCE), Michael Vassiliadis, 
Anfang der Woche bei der Jahres-
pressekonferenz seiner Organisa-
tion in Hannover. »Das Gesetz zur 
Tarifeinheit ist kein Gesetz gegen 
das Streikrecht«, behauptete er. Von 
wegen! Auch der IG-BCE-Chef 
müsste wissen, dass Arbeitskämpfe 
hierzulande nach gängiger Recht-
sprechung nur für einen Tarifvertrag 
geführt werden können. Wäre einer 
Gewerkschaft dieses Ziel versperrt, 
würden ihre Streikaufrufe aller 
Wahrscheinlichkeit nach für un-
verhältnismäßig und damit illegal 
erklärt.

Als Vorsitzender einer Gewerk-
schaft, die sowieso nie streikt, ist 
Vassiliadis das womöglich egal. 

Für »Beschäftigtenvertreter« wie 
ihn steht der Gegner ohnehin links: 
»Es ist eine bemerkenswerte histori-
sche Volte, wenn sich die Partei als 
Hüterin des Streikrechts aufspielt, 
die aus der SED-Nachfolge her-
vorgegangen ist«, sagt er mit Blick 
auf die Linkspartei, die das Gesetz 
ebenso wie ver.di, NGG und GEW 
strikt ablehnt. Die »separatistischen 
Westlinken« würden sich »an der 
Spaltung der Arbeiterbewegung be-
rauschen«.

Vorangetrieben wird die Spaltung 
im Namen der Einheit allerdings 
von Vassiliadis und Co. selbst. Sie 
ignorieren nämlich schlicht den Be-
schluss des DGB-Bundeskongres-
ses, der im Mai bei den bestehenden 
Regelungen jegliche Eingriffe, »die 
das Streikrecht oder die verfas-
sungsrechtlich geschützte Tarifauto-
nomie beeinträchtigen«, abgelehnt 
hatte. Obwohl das Gesetz in der 
Konsequenz genau das tut, hat sich 
DGB-Chef Reiner Hoffmann – 
selbst ein IG-BCE-Gewächs – dafür 
ausgesprochen. Ein Vorsitzender, 
der offen sowohl gegen die eigenen 
Beschlüsse als auch gegen drei 
der acht Mitgliedsgewerkschaften 
agiert, ist ein Problem.

In den Führungsetagen der Indu-
striegewerkschaften wird der DGB 
hinter vorgehaltener Hand teilweise 
grundsätzlich in Frage gestellt. Je-
der ist sich selbst der nächste, lautet 
ihr Motto. Hauptsache Mitglieder, 
sprich: Beitragszahler. Mit dem 
ursprünglichen Gewerkschaftsge-
danken, die Konkurrenz unter den 
Beschäftigten möglichst umfassend 
auszuschließen, hat das nicht viel 
gemein. Trotz des Geredes über 
»Einheit«.

Einheit als Spaltung
n DGB streitet über Streikrecht

Joachim Gauck
n Peinlichkeit des Tages

Gegen Dummheit kommt 
man nicht an, schon gar 
nicht, wenn sie präsidial ist. 

Der Herr Bundespräsident hat sich 
wieder einmal zur Geschichte geäu-
ßert. Bei einer Podiumsdiskussion in 
Berlin soll er laut dpa gesagt haben, 
notwendig sei die Einsicht, dass das 
DDR-System ein Angriff auf die eu-
ropäische Demokratie war.

Wikipedia verrät, dass Joachim 
Gauck ab 1946 angeblich eine 
Grundschule besucht hat, dann die 
Oberschule bis zum Abitur 1958. Hat 
er den Geschichtsunterricht beharr-
lich jahrelang geschwänzt? Wie hat 
er dann das Abitur ablegen können? 
Warum weiß er nicht, dass die deut-
schen Faschisten den Zweiten Welt-
krieg entfesselt haben, in dem bis zu 
80 Millionen Menschen ihr Leben 
verloren? Warum weiß er nicht, dass 
die DDR von Antifaschisten gegrün-

det wurde, die dem Schwur der Über-
lebenden des Konzentrationslagers 
Buchenwald verpflichtet waren, der 
mit den Worten endet: »Die Vernich-
tung des Nazismus mit seinen Wur-
zeln ist unsere Losung. Der Aufbau 
einer neuen Welt des Friedens und 
der Freiheit ist unser Ziel.«

Wenn die DDR ein Angriff war, 
dann war sie ein Angriff auf Faschis-
mus und Krieg. Warum sagt dem 
Präsidenten keiner, dass Faschismus 
und Krieg das Gegenteil von europäi-
scher Demokratie sind? Hat niemand 
im Bundespräsidialamt davon ge-
hört? Und wie wie peinlich darf ein 
Staatschef überhaupt sein?

Interessant ist der Zusammen-
hang, in dem Gauck seine eklatanten 
Wissenslücken verbreitete. Der 
heißt »Respekt vor Ramelow«. »Die 
Bemühungen des neuen Ministerprä-
sidenten, um Glaubwürdigkeit zu er-
langen, respektiere ich. Sie sind mir 
aufgefallen. Er hat es sehr deutlich 
gemacht.« Jetzt erwarte er konkrete 
Schritte, etwa bei den Lehrplänen in 
den Schulen.

Bleibt die Hoffnung, nicht an die-
ser Stelle demnächst Lehrbücher zur 
Geschichte aus der Feder von Joach-
im Gauck rezensieren zu müssen. 
Weil der Mann nichts weiß, schreckt 
er auch vor nichts zurück. � (ulis)

Daniel Behruzi

Kshama Sawant ist sozialistische 
Stadträtin in der US-Stadt Seattle
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Immer mehr US-Bürger lehnen das Zweiparteiensystem ab; der 
Kongress ist so unbeliebt wie nie. Gespräch mit Kshama Sawant
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